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fendes Gesamtkonzept. Die § 67 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BBG/§ 37
Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BeamtStG erweisen sich dogmatisch als Mini-
malumsetzung europarechtlicher Vorgaben, was schon der im
Rahmen dieses Artikels betriebene Auslegungs- und Systema-

tisierungsaufwand verdeutlicht. Im Ergebnis bleiben aber vor
allem praktische Unsicherheiten. Ob diese Rechtslage Whistle-
blowing seitens Beamter (und Angestellter des öffentlichen
Dienstes) im Einzelfall fördert, darf angezweifelt werden.

Zum Verfassungsort der Fürsorgepflicht
des Dienstherrn gegenüber Beamten
Dr. Hellmuth Günther

Der Aufsatz geht Bedenken nach, die gegen die Eigenschaft der
Fürsorgepflicht als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeam-
tentums erhoben worden sind. Im Resultat bestätigt er die posi-
tive Wertung der herrschenden Meinung.

I. Einführung

Vor einer Reihe von Jahren ist kritisch gefragt worden, ob die
Fürsorgepflicht, wie BVerfG und h.M. annehmen1, den herge-
brachten Prinzipien des Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5
GG) zugeordnet werden könne; zugleich ist vorgeschlagen
worden, die Figur im öffentlich-rechtlichen Treueverhältnis
(Art. 33 Abs. 4 GG) garantiert zu sehen: das BVerfG habe (so
Summer2) Fürsorge ohne den erforderlichen Beleg als herge-

bracht reklamiert, sie sei gegen Ende der Weimarer Republik
„erst in Ansätzen in einigen Reichsgerichtsentscheidungen an-
gedacht“ gewesen, ihr habe noch der „feste Inhalt“ gefehlt3, das
Treueverhältnis aber sei durch „beiderseitige Treue“ charakte-
risiert, es umfasse Treue des Beamten und des Dienstherrn, mit
der letzteren eben auch die Fürsorgepflicht.

Die zu erwarten gewesene Diskussion jener These hat kaum
stattgefunden (obschon die Interpretation von Art. 33 Abs. 4
GG verschiedentlich auf positive Resonanz gestoßen ist).4 Sie
sollte nachgeholt werden. Denn das BVerfG hat seine frühen
Statements zur Fürsorge in der Tat nicht durch historisches Ma-
terial substanziiert, der entsprechende Nachweis steht aus (wo-
bei allerdings notiert werden mag, dass das BVerfG damals, in
der ersten Judikaturphase, andere Feststellungen hergebrachter
Prinzipien ebenso wenig begründet hatte5, Prinzipien, deren
grundgesetzliche Basis als solche nicht bestritten wird). Die
Diskussion sollte auch wegen der Konsequenzen geführt wer-
den, die jene Bedenken, sofern sie zuträfen, zeitigen könnten.
Das BVerfG, mit ihm die h. M., billigt ja zwar bestimmten her-
gebrachten Grundsätzen, u. a. eben der Fürsorgepflicht, subjek-
tiv-rechtliche Wirkung zu6, aber ein Auslegungs-„Dogma“7

zum Funktionsvorbehalt, zum öffentlich-rechtlichen Treuever-
hältnis bzw. Art. 33 Abs. 4 besagt, diese hätten allein objektiv-
rechtlichen Gehalt. Das heißt: wäre Fürsorge nur dort fixiert,
gewährte sie dem Beamten keine grundrechtsartige Position.
Zudem wird überwiegend angenommen, allein die hergebrach-
ten Prinzipien enthielten Maßgaben zur Ordnung bzw. Fortent-
wicklung einfachen Beamtenrechts, das Institut Treueverhält-
nis (Art. 33 Abs. 4) zeitige als solches keine Konsequenzen für
das Beamtenrecht8. Das wiederum bedeutet: wäre Fürsorge
nicht hergebracht, wirkte der Topos nach Mehrheitsansicht we-
der unmittelbar noch als Regelungsleitlinie.

Mithin soll die Frage des Verfassungsorts der Fürsorge erörtert
werden, ob das Grundgesetz Fürsorge durch Art. 33, gegebe-
nenfalls Abs. 4 und/oder 5, sanktioniert. Vorab ist darzutun,
welche Pflichten des Dienstherrn bzw. Rechte der Beamten
dem Prinzip Fürsorge heute subsumiert werden; anders lässt
sich insbesondere nicht beurteilen, ob solcherart Figur Traditi-
on hat (Art. 33 Abs. 5), und es lässt sich letztlich auch nicht be-
urteilen, ob sie zur Kernsubstanz des Treueverhältnisses
(Art. 33 Abs. 4 GG) rechnet.

II. Heutiger Gehalt der Fürsorgepflicht

Fürsorge ist nicht als Oberbegriff aller an den Dienstherrn ge-
richteter Gebote zu verstehen9; vielmehr bildet sie einen spezi-
fischen, wesentlichen Sektor entsprechender Pflichten. Inbe-
griff der Dienstherrenpflichten ist vielmehr dessen Treue. Das
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